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1
Einleitung

Nicht zuletzt im Kontext der 2003 in Kraft
getretenen Neuregelungen des „Ersten und
Zweiten Gesetzes für Moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“ (auch bekannt
als Hartz-Gesetze I und II) wurde eine Rei-
he institutioneller Änderungen für „atypi-
sche“ Beschäftigungsformen vorgenom-
men. Dabei haben wir es mit einem kom-
plexen Netz von Wechselbeziehungen zwi-
schen den verschiedenen Erwerbsformen
und den Subsystemen sozialer Sicherung
zu tun. Der vorliegende Beitrag beleuchtet
einige Zusammenhänge, die in ihren kurz-
und langfristigen finanziellen Implikatio-
nen – so die These – im Rahmen der ar-
beitsmarktpolitisch motivierten Förde-
rung atypischer Beschäftigung häufig nicht
angemessen berücksichtigt werden. Bei der
Frage nach den Auswirkungen atypischer
Beschäftigungsformen auf den Bereich der
sozialen Sicherung unterscheiden wir zwi-
schen den beiden Dimensionen „Folgen für
die zu sichernden Personen“ (Abschnitt 2)
und „Konsequenzen für die Systeme der so-
zialen Sicherung“ (Abschnitt 3). Die be-
leuchteten Formen der Erwerbsarbeit fol-
gen der verbreiteten Abgrenzung des Nor-
malarbeitsverhältnisses (NAV) als sozial-
versicherungspflichtigem, unbefristetem,
abhängigem Vollzeitarbeitsverhältnis. The-
matisiert werden als „atypische“ Arbeits-
verhältnisse dementsprechend Arbeitsfor-
men, die mindestens in Bezug auf ein Kri-
terium vom NAV abweichen, das heißt
durch Teilzeit (2.1/3.1), geringfügige Be-
schäftigung (2.2/3.2) oder Befristung (2.3/
3.3) geprägt sind. Der Beitrag ist dabei auf
ausgewählte Formen der abhängigen Be-
schäftigung beschränkt. Das Thema Leih-

„preiswerter“ Arbeit zugeschrieben wer-
den. Vielmehr muss auch berücksichtigt
werden, dass für einen Teil der Beschäftig-
ten mit solchen Arbeitsverhältnissen – vor
allem Ehefrauen mit erwerbstätigen
Ehemännern – aufgrund der hohen Belas-
tung des zweiten Erwerbseinkommens
durch Steuern und Sozialbeiträge die Aus-
übung entsprechender Jobs zumindest
kurzfristig rational ist, zumal sie sich häu-
fig durch die abgeleiteten Sicherungsfor-
men hinreichend geschützt fühlen.

Viele atypische Erwerbsformen können
zudem erst in einer Längsschnittperspektive
angemessen beurteilt werden. In der sozia-
len Sicherung – vor allem in der Rentenver-
sicherung – ist die Dauer einer bestimmten
Beschäftigungsform entscheidend. Daher
ist die Frage zentral, welches Gewicht Pha-
sen atypischer Arbeit und Erwerbsunter-
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arbeit kann in diesem Rahmen aus Platz-
gründen nicht ausführlich thematisiert
werden. Formell weicht die Integration von
LeiharbeitnehmerInnen in die Systeme der
sozialen Sicherung nicht von Arbeitneh-
merInnen im NAV ab, wobei in der Längs-
schnittperspektive Auswirkungen einer ge-
ringeren Beschäftigungsstabilität zu be-
rücksichtigen wären, wie sie hier in den Ab-
schnitten 2.3 und 3.3. am Beispiel der
befristeten Beschäftigung angesprochen
werden (allgemein zur Leiharbeit: Prom-
berger in diesem Heft).1 Die nicht minder
wichtigen Implikationen zunehmender
Existenzgründung aus Arbeitslosigkeit
(beispielsweise durch Überbrückungsgeld
oder Ich-AGs) und Selbstständigkeit blei-
ben lediglich deswegen ausgespart, da ih-
nen im Rahmen des Beitrages nicht aus-
reichend Rechnung getragen werden kann
(zu Ich-AGs vgl. auch Noll/Wießner in die-
sem Heft).

2
Die soziale Sicherung 
atypisch Beschäftigter 

Bei einer Beurteilung der Implikationen
atypischer Beschäftigungsformen für die
soziale Sicherung derer, die sie ausüben,
wäre es unzureichend, ausschließlich auf
die (fehlende) Integration der Beschäftig-
ten in die einzelnen Zweige sozialer Siche-
rung zu sehen. Auch wenn sich hieraus
wichtige Anhaltspunkte ergeben, so ist die
soziale Absicherung der Person – vor allem
vor dem Hintergrund der existierenden
Formen abgeleiteter Sicherung – immer
auch stark vom Haushaltskontext abhän-
gig. So kann die Ausbreitung der Mini-Jobs
nach den Neuregelungen von 2003 nicht
allein den Interessen der Arbeitgeber an
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1 Ein bislang wenig beachtetes Thema sind auch die
Folgen einer ungleichmäßigen und in diesem Sin-
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brechungen über den Lebensverlauf haben.
Verteilen sie sich auf die Erwerbsbevölke-
rung oder kumulieren sie bei bestimmten
Beschäftigtengruppen? Wie werden Über-
gänge bewältigt und abgesichert – handelt
es sich z. B. bei befristeter Beschäftigung
oder Mini-Jobs um „Sackgassen“ oder um
„Sprungbretter“? Stimmen die atypischen
Erwerbsformen mit Flexibilitätswünschen,
aber auch Kontinuitätserwartungen über
den Lebensverlauf überein? Gleichzeitig
werden Fragen nach der langfristigen Aus-
wirkung auf die Gesundheit, auf die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie und Ähn-
lichem aufgeworfen, die im unmittelbaren
Zusammenhang mit den sozialen Siche-
rungssystemen und ihrer Finanzierung 
stehen. Erst die Berücksichtigung des Haus-
haltszusammenhangs und des Erwerbsver-
laufs der Beschäftigten ermöglichen Aussa-
gen darüber, inwieweit atypische Beschäfti-
gung tatsächlich prekär ist.2

2.1 TEILZEITARBEIT

Die inzwischen erreichte weitgehende
Gleichstellung von sozialversicherungs-
pflichtiger Teilzeitarbeit mit Vollzeitarbeit
gilt auf den ersten Blick auch für die So-
zialversicherungen, insofern sozialversi-
cherungspflichtige Teilzeitbeschäftigung
den Zugang zu allen Zweigen der Sozial-
versicherung öffnet. Teilzeitbeschäftigte
haben im Vergleich zu Vollzeitbeschäftigten
sogar einige Vorteile: Im Hinblick auf die
„Rendite“ der gezahlten Beiträge profi-
tieren Teilzeitbeschäftigte in den Sachleis-
tungssystemen der Gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) und der Pflegeversi-
cherung (PV), da diese bei der Leistungsbe-
messung dem Prinzip der Bedarfsgerech-
tigkeit folgen und allen Versicherten – 
unabhängig von der Höhe der Beiträge –
bei Bedarf gleiche Leistungen gewähren.

Im Rahmen der Gesetzlichen Renten-
versicherung (GRV) werden durch die Be-
rechnungsweise der Entgeltpunkte in Ab-
hängigkeit von Erwerbsjahren und Höhe
des beitragspflichtigen Einkommens über-
wiegend proportionale Ansprüche auf-
gebaut. Damit stellen sich Teilzeitbeschäf-
tigte bezüglich ihrer individuellen Bei-
trags-Leistungs-Relation zumindest nicht
schlechter als Vollzeitbeschäftigte. Im Ge-
genteil: Selbst wenn man von der bewuss-
ten Förderung und Subventionierung be-
stimmter Teilzeitphasen – vor allem der
Teilzeitarbeit von Eltern während der so ge-
nannten Kinderberücksichtigungszeiten

und der Förderung der Altersteilzeit – ab-
sieht, werden Teilzeitbeschäftigte in der
GRV von einigen (inzwischen allerdings
nur noch wenigen) Umverteilungselemen-
ten begünstigt.3

Auch in der ebenfalls auf dem Prinzip
der Äquivalenz von Beiträgen und Leistun-
gen beruhenden Arbeitslosenversicherung
(AV) entstehen Teilzeitbeschäftigten keine
prinzipiellen Nachteile. Teilzeitbeschäftigte
können im Verhältnis zu ihren Beitragszah-
lungen sogar überproportional durch ihren
Zugang zu Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik, z. B. zu Weiterbildungs-
und Umschulungsmaßnahmen, profitie-
ren. Ebenso werden Teilzeiterwerbstätige,
die früher vollzeiterwerbstätig waren, da-
durch begünstigt, dass sich bei Arbeitslosig-
keit unter bestimmten Bedingungen ihr 
Arbeitslosengeld nach dem früheren Voll-
zeiterwerbseinkommen bemisst. Das Ar-
beitslosengeld hängt ab vom letzten pau-
schalierten Nettoverdienst (67 % mit Kind
oder 60 % ohne Kind). Diese Regel konse-
quent auf Teilzeitbeschäftigte angewandt,
hat früher Arbeitslose davon abgehalten, ei-
nen „Zwischenjob“ anzunehmen, der nur
auf Teilzeitarbeit angelegt war. Denn Ar-
beitslose mussten befürchten, danach mög-
licherweise erneut arbeitslos zu werden.
Dann hätte das Arbeitslosengeld nur noch
67 oder 60 % des letzten Einkommens
durch die Teilzeitarbeit betragen. Daher hat
der Gesetzgeber eine Sonderregelung ge-
troffen, um den Umstieg auf Teilzeitarbeit
zu erleichtern und attraktiv zu machen. Un-
ter der Voraussetzung, dass die neue Ar-
beitszeit mindestens 20 % weniger als die
tarifliche Arbeitszeit beträgt und der Ar-
beitnehmer die vorausgegangene Tätigkeit
mit längerer Arbeitszeit in den letzten drei-
einhalb Jahren wenigstens sechs Monate zu-
sammenhängend ausübte, wird bei Aus-
scheiden aus der Teilzeitarbeit Arbeitslo-
sengeld bis zu 100 % des durchschnittlichen
Nettolohns der Teilzeitarbeit gezahlt.

Aus der individuellen Perspektive kann
die Absicherung von Teilzeitbeschäftigten
dennoch nachteilig erscheinen. So kann das
Rentensystem Vollzeiterwerbstätige davon
abhalten, ihre Arbeitszeit zu reduzieren, da
dies im Vergleich zu kontinuierlicher Voll-
zeiterwerbstätigkeit mit Renteneinbußen
verbunden ist.Angesichts der Tatsache, dass
ein durchschnittlicher Verdiener schon
heute fast 25, ein Erwerbstätiger mit 75 %
des Durchschnittseinkommens sogar rund
33 Erwerbsjahre benötigt, um eine GRV-
Rente oberhalb des Sozialhilfeniveaus4 zu

erreichen (Bäcker/Koch 2003, S. 112), kann
dauerhafte Teilzeitarbeit zu unzureichen-
den Alterssicherungsansprüchen führen.

Anderweitige Nachteile bei der Auf-
nahme einer Teilzeiterwerbstätigkeit erge-
ben sich für Personen, die zuvor als nicht-
erwerbstätige Familienmitglieder beitrags-
frei in der GKV und PV mitversichert wa-
ren. Sie werden mit der Aufnahme einer
sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung beitragspflichtig, ohne dass sich ihre
Leistungsansprüche – mit Ausnahme des
Krankengeldes – verändern. Dies dürfte
sich dämpfend auf den Wunsch verheirate-
ter Nichterwerbstätiger nach Aufnahme ei-
ner (Teilzeit-)Erwerbstätigkeit auswirken
(Deutscher Bundestag 2002, Kap. 7). In der
GRV ist zu berücksichtigen, dass die An-
rechnung eigener Einkünfte auf eventuelle
Hinterbliebenenrentenansprüche die An-
reize zum Aufbau eigener Versicherungs-
ansprüche durch Erwerbstätigkeit herab-
setzt.5 Hierin dürfte ein Grund, wenn auch
empirisch wohl nicht der ausschlaggeben-
de, für die schleppende Steigerung der
Frauenerwerbstätigkeit in Deutschland lie-
gen. Sozialpolitisch bedingte Zurückhal-
tung gegenüber der Ausübung einer Teil-
zeiterwerbstätigkeit kann also sowohl von
Vollzeiterwerbstätigen als auch von Nicht-
erwerbstätigen kommen.

2.2 GERINGFÜGIGE BESCHÄFTIGUNG

Auch die geringfügige Beschäftigung muss
im Hinblick auf die soziale Sicherung stär-
ker als bisher im Haushaltskontext disku-
tiert werden. Unter den gegebenen Bedin-
gungen, zuletzt den 2003 im Rahmen des
„Ersten und Zweiten Gesetzes für Moderne

2 Zur internationalen Kontroverse über den Zusam-
menhang zwischen atypischen Arbeitsverhältnis-
sen und Prekarität sei auf die Publikationen des
Forschungsprojekts „ESOPE“ verwiesen, z. B. Düll
(2002).

3 So reicht eine zweijährige Teilzeitbeschäftigung
der Mutter eines Kindes zum Erreichen der fünf-
jährigen Wartezeit und damit zur Erlangung eines
geringen Rentenanspruchs. 

4 Referenzgröße ist das durchschnittliche Sozialhil-
feniveau für eine alleinstehende Person inklusive
durchschnittlicher Mietkosten und Einmalleistun-
gen.

5 Zurzeit kumulieren rund 30 % aller Rentnerinnen
eine eigenständige Rente mit einer Hinterbliebe-
nenrente; bei etwa jeder zehnten bzw. zweiten
Bezieherin einer Hinterbliebenenrente im Westen
bzw. Osten wird die Hinterbliebenenrente auf-
grund des eigenen Einkommens gekürzt (eigene
Berechnungen auf Basis von VDR-Daten). 
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Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ in
Kraft getretenen Regelungen, sind diese Be-
schäftigungsverhältnisse nicht nur unter
der Perspektive „Einbuße an sozialem
Schutz“ zu diskutieren. Ein Großteil der ge-
ringfügig Hauptbeschäftigten ist über ab-
geleitete Sicherungssysteme (in GKV, PV,
GRV) „billiger“ abgesichert, als er es bei
Aufnahme einer sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung wäre. Dies gilt nach der
letzten Neuregelung auch für die geringfü-
gig Nebenbeschäftigten, für die es wieder
attraktiver geworden ist, ihre Haupttätig-
keit durch eine Nebentätigkeit zu ergän-
zen, statt ihre Haupttätigkeit aufzustocken
(Koch/Bäcker 2003).6

Da zur AV und zur PV keine Beiträge
erhoben werden, werden auch keine An-
sprüche auf Arbeitslosengeld I und Leis-
tungen im Pflegefall aufgebaut. Aufgrund
der geringen Einkommenshöhe der Mini-
jobs wäre ein hypothetisches Arbeitslosen-
geld I jedoch ohnehin nicht existenz-
sichernd und unterhalb des ALG II anzu-
siedeln, zu dem arbeitslos gewordene 
Minijobber Zugang haben. Sind die Mini-
jobberInnen über ihre Ehepartner versi-
chert, erwerben sie zudem auch Ansprüche
auf Pflegeleistungen. Rentenansprüche
werden zwar aufgebaut, das Niveau der ei-
genständigen Absicherung bleibt jedoch
sehr gering. Ferner haben Minijobber kei-
nen Anspruch auf das volle Leistungsspek-
trum der GRV; Leistungen für Rehabilitati-
on, vorgezogene Altersrenten oder Renten
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit sind
ausgenommen. Die Möglichkeit, durch ei-
ne freiwillige Aufstockung der Sozialbeiträ-
ge auch zu diesen Leistungen Zugang zu
erhalten, wird bislang nur in weniger als
10 % der Fälle genutzt (RWI 2004, S. 58).

In der GKV erwerben Arbeitnehmer
keine zusätzlichen Ansprüche; wer nicht
schon GKV-Mitglied ist, z. B. im Rahmen
einer Familienversicherung, hat insofern
keine Leistungsansprüche. Jüngere Studien
machen einen steigenden Anteil ausschließ-
lich geringfügig Beschäftigter aus, die nicht
pflicht- und familienversichert sind und
sich aufgrund ihres geringen Einkommens
keine Krankenversicherung leisten wollen
oder können (Greß et al. 2005, S. 6).

Sicherungslücken bestehen also vor al-
lem für geringfügig Hauptbeschäftigte, die
nicht an einer Familienversicherung parti-
zipieren. Dies betrifft allerdings nur einen
vergleichsweise kleinen Anteil der Mini-
jobber. Eine Untersuchung zeigt zwar, dass
etwas mehr als 83 % der Minijobber kein

weiteres sozialversicherungspflichtiges Be-
schäftigungsverhältnis ausüben. Die Studie
zeigt jedoch auch, dass weniger als 20 % al-
ler Beschäftigten in Minijobs alleinstehend
und somit nicht durch abgeleitete An-
sprüche abgedeckt sind. Allerdings zeigen
sich Unterschiede zwischen West- und Ost-
deutschland: Ostdeutsche Minijobber sind
seltener verheiratet und der Lebenspartner
von geringfügig Beschäftigten im Osten ist
deutlich häufiger arbeitslos oder partizi-
piert nicht am Arbeitsmarkt als bei der 
Vergleichsgruppe im Westen (RWI 2004,
S. 137). Geht geringfügige Beschäftigung
also mit längeren Phasen der Arbeitslosig-
keit des Ehepartners einher, wie sich dies in
Ostdeutschland zeigt, stößt langfristig die
abgeleitete Absicherung in den auf dem
Prinzip der Einkommensproportionalität
aufbauenden Versicherungssystemen an
ihre Grenzen. Es besteht die Gefahr, dass
die übrigen Versicherten die Lasten dieser
Strategie zu tragen haben, da durch die
scheinbare Begünstigung geringfügiger Be-
schäftigungsverhältnisse das Ernährermo-
dell weiter subventioniert und der Ausga-
benanteil für Hinterbliebenenrenten (die
von allen Versicherten finanziert werden)
künstlich hochgehalten wird. Ein Teil der
Kosten wird auch auf die Steuerzahler über-
wälzt, insofern sie die Sozialhilfe bzw. die
bedarfsgeprüfte Grundsicherung finanzie-
ren müssen, die denjenigen zusteht, die we-
der hinreichende eigenständige Versiche-
rungsansprüche aufbauen konnten, noch
Anspruch auf abgeleitete Renten haben.

2.3 BEFRISTET BESCHÄFTIGTE

Das Kriterium der Befristung ist für die in-
dividuelle soziale Sicherung auf den ersten
Blick unschädlich, da ein Beschäftigungs-
verhältnis, das sich allein durch seine
Befristung von einem NAV unterscheidet,
den Zugang zu allen Sozialversicherungs-
zweigen eröffnet. Mehrere Gesetze der letz-
ten Jahre, vor allem das Gesetz über Teil-
zeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (in
Kraft seit dem 1.1.2001) sowie das Erste
Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt (in Kraft seit dem 1.1.2003),
haben die Befristungsmöglichkeiten weiter
ausgedehnt, gleichzeitig jedoch auch Dis-
kriminierungsverbote für befristete Be-
schäftigung und Zeitarbeit bei Lohn- und
Arbeitsbedingungen verankert. Zur besse-
ren sozialen Absicherung von Leiharbeit-
nehmerInnen haben in jüngster Zeit auch
die Sozialpartner beigetragen: Während es

bis 2003 im Prinzip keine Tarifverträge in
der Leiharbeitsbranche gab, kamen 2004
neben zahlreichen Firmentarifverträgen
fünf branchenweit gültige Tarifverträge zur
Anwendung (BMGS 2005, S. 15; Promber-
ger in diesem Heft).

Vielfach sehen die Biografien von Per-
sonen, die zeitweilig befristet beschäftigt
waren, aus der Retrospektive glatt und un-
auffällig aus - zumindest, wenn nahtlose
Übergänge in andere Beschäftigungsver-
hältnisse gelungen sind und Erwerbsunter-
brechungen vermieden werden konnten.
Dennoch hat diese Form atypischer Be-
schäftigung erhebliche Konsequenzen für
die soziale Sicherung der Beschäftigten:

(1) So werden durch Befristung die Rege-
lungen des Elternzeitgesetzes unterlaufen.
Es entfällt die Beschäftigungsgarantie, die
Risiken der Elternschaft werden auf die El-
tern (vor allem die Mütter) überwälzt. Dies
kann zum Aufschub von oder zum Verzicht
auf Elternschaft führen.

(2) Obwohl die bisherigen Voraussetzun-
gen zur Unverfallbarkeit von Anwartschaf-
ten auf eine betriebliche Alterssicherung im
Rahmen der Rentenreform 2001 reduziert
wurden, gibt es weiterhin Defizite beim Zu-
gang von befristet Beschäftigten zu Be-
triebsrentensystemen sowie bei der Porta-
bilität im Falle eines Arbeitgeberwechsels.
Zwar wurden die Möglichkeiten zur Über-
tragung von Versorgungsanwartschaften
2005 durch das Alterseinkünftegesetz er-
weitert, bei internen Durchführungswegen
(Direktzusage, Unterstützungskasse) gilt
dies jedoch nur, sofern Einvernehmen zwi-
schen den Beteiligten (alter Arbeitgeber,
neuer Arbeitgeber, Beschäftigter) besteht.

(3) Zu konstatieren ist eine deutliche Zu-
nahme subjektiver Beschäftigungsunsi-
cherheit während der letzten Jahre (Kohli
2000, S. 377). Hiermit verbunden ist ein
erst in Ansätzen erforschtes Thema, näm-
lich die Auswirkung flexibler/befristeter
Beschäftigung auf Gesundheit und Wohl-
befinden. Die Ergebnisse vergangener Stu-

6 Die aktuelle Regelung sieht für den Einkommens-
bereich bis 400 € eine Befreiung der Arbeitnehmer
von Sozialabgaben vor, während die Arbeitgeber
einen pauschalen Satz von 11 % für die GKV und
12 % für die GRV (plus 2 % Steuer) entrichten. Für
Minijobs in Privathaushalten gibt es nochmals re-
duzierte Arbeitgebersätze (im Detail: Brandt 2005,
S. 20–21).
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gelungen im Vergleich zu einer „vollen“
Steuer- und Beitragspflicht zu Ausfällen an
Steuern und Sozialbeiträgen, da nur eine
2%ige Pauschalbesteuerung erfolgt, kei-
nerlei Beiträge an die AV und PV gezahlt
werden und auch die vom Arbeitgeber zu
entrichtenden Beiträge zur GRV und GKV
deutlich unter dem üblichen Satz liegen.
Diese Beitragsausfälle waren vor der Re-
form im Jahr 1999 ein Argument dafür, die
geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse
in die Sozialversicherungspflicht einzube-
ziehen, während die erneute Verringerung
der Beitragsverpflichtungen für bestimmte
Gruppen von Niedrigeinkommensbezie-
herInnen (vor allem geringfügig Neben-
tätige) im Jahr 2003 von der gegenteiligen
Auffassung geprägt war, dass auf diese Wei-
se Schwarzarbeit legalisiert werden könne
und den Sozialversicherungen hierdurch
letztlich mehr Beiträge zuflössen. Die Ver-
sicherungsträger gingen jedoch schon bei
der Einführung der Mini-/Midi-Jobs von
weniger optimistischen Erwartungen aus:
Während die Rentenversicherungsträger
Beitragsausfälle von 500 – 750 Mio. € pro
Jahr erwarteten, rechneten die Kranken-
kassen mit Mindereinnahmen von 200 –
250 Mio. € (Koch/Bäcker 2003, S. 100). Die
bisher vorliegenden Einschätzungen der fi-
nanziellen Auswirkungen der Mini-/Midi-
Job-Reform auf die Finanzen der Sozial-
versicherungen divergieren stark (eine
Übersicht bietet Brandt 2005, S. 43–46).
Solange nicht klar ist, in welchem Umfang
zusätzliche Minijobs aus der Schattenwirt-
schaft entstehen und inwieweit eine Substi-
tution sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung stattfindet (zum Stand der 
Diskussion: Deutscher Bundestag 2006,
S. 125–126), lassen sich Mehr- oder Min-
dereinnahmen für die Sozialversicherung
nicht genau benennen (Ehler 2005, S. 394).

Für die GKV sind die (niedrigen)
Beiträge unter den gegebenen Umständen
ein Gewinn, insofern sie nur von denen er-
hoben werden, die ohnehin schon bei-
tragsfrei mitversichert waren, sodass für die
Kassen keine Mehrausgaben resultieren. In
der GRV kommt es kurzfristig zu Mehrein-
nahmen, wenn man Schwarzarbeit zum
Vergleichsmaßstab nimmt, aber zu Min-
dereinnahmen, sofern man den Vergleich
mit der „normalen“ Beitragspflicht zieht.
Diese sind in der GRV und AV auch des-
halb höher einzuschätzen als in der GKV,
weil hier die Beitragssatzdifferenz zwischen
Mini-Job und sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung größer ist (zu vorläufi-

beitragsfrei mitversichert, das heißt es be-
stand ohnehin über die abgeleitete Siche-
rung ein Leistungsanspruch.

Für die GRV ist der Anstieg von Teil-
zeitbeschäftigung ebenfalls wenig proble-
matisch, da hier die Leistungen von den
vorherigen Beiträgen abhängig sind, wobei
die GRV im Wesentlichen die gesamte Er-
werbsbiografie abbildet und insofern ein
echtes „erwerbsbiografisches“ System ist, in
dem Zeit und Einkommen durch die Be-
rechnung der Entgeltpunkte im Wesentli-
chen substituierbar sind. Zu beachten ist,
dass sich das durch die Erhöhung der Teil-
zeitquote verminderte Durchschnittsein-
kommen über die Rentenanpassung auch
dämpfend auf den Anstieg aller Renten
auswirkt. Ein entlastender Nebeneffekt er-
gibt sich für die GRV auch dadurch, dass
die Aufnahme einer (Teilzeit-)Erwerbs-
tätigkeit durch vorher nicht berufstätige
Frauen deren eigenständige Ansprüche er-
höht und über die Anrechnungsvorschrif-
ten der Anteil bzw. das Volumen der Hin-
terbliebenenleistungen sinkt, ohne dass
gleichzeitig Einbußen an Beiträgen durch
die versicherten Ehepartner anfallen.

(Relative) Mehrausgaben für die GRV
können sich allerdings im Rahmen der we-
nigen umverteilenden Regelungen ergeben,
so im Bereich der Anrechnung von Ausbil-
dungszeiten, die durch die letzten Renten-
reformen jedoch sukzessive abgebaut wur-
de. Mehrausgaben in beträchtlichem Um-
fang finden sich bei solchen Teilzeitoptio-
nen, die bewusst kollektiv subventioniert
werden. Zu nennen sind hier vor allem die
Aufwertung von Teilzeiterwerbstätigkeit
von Eltern während der so genannten Kin-
derberücksichtigungszeiten, die Zahlung
von Beiträgen für in Teilzeit arbeitende pri-
vate Pflegepersonen sowie die Beitragsauf-
stockung in Altersteilzeitmodellen. Die
Mehrbelastung tragen nicht allein die Ver-
sicherten, sondern – über den Bundeszu-
schuss zur GRV – alle Steuerzahler. Die Ab-
sicherung von Pflegepersonen wird dage-
gen von der beitragsfinanzierten PV, die
Aufstockung der Altersteilzeit teils von den
Betrieben, teils von der BA getragen. Es ge-
hen also gegenläufige Effekte von einer Er-
höhung der Teilzeitquote auf die Finanzier-
barkeit des Rentensystems aus, deren Saldo
nicht leicht zu ermitteln ist.

3.2 GERINGFÜGIGE BESCHÄFTIGUNG

Durch die geringfügige Beschäftigung
kommt es angesichts der bestehenden Re-

dien (im Vergleich Deutschland-Großbri-
tannien: Rodriguez 1999) deuten darauf
hin, dass flexible, vor allem befristete Ar-
beitsverhältnisse für die Beschäftigten mit
besonderen gesundheitlichen Belastungen
und Risiken einhergehen.

(4) Problematisch werden befristete Ver-
träge vor allem dadurch, dass oft kein naht-
loser Übergang in eine Anschlusstätigkeit
gelingt. Giesecke/Groß (in diesem Heft)
kommen zu einem ambivalenten Ergebnis
bezüglich der „Brückenfunktion“ befriste-
ter Beschäftigung; ähnlich zwiespältig se-
hen die Ergebnisse bezüglich der im Rah-
men der Hartz-Gesetze stark ausgebauten
Leiharbeit aus (Promberger in diesem
Heft). Häufig folgt auf befristete Beschäfti-
gung und Leiharbeit eine Erwerbsunter-
brechung. Im Falle der Arbeitslosigkeit ent-
steht aber nur dann ein Anspruch auf
ALG I, wenn mindestens 12 Monate inner-
halb der Rahmenfrist von zwei Jahren in 
einer sozialversicherungspflichtigen Tätig-
keit gearbeitet wurde.

3
Auswirkungen auf die 
Finanzierung der sozialen
Sicherungssysteme

Die Ausbreitung von atypischen Arbeits-
verhältnissen hat nicht nur Konsequenzen
für die soziale Sicherung der Beschäftigten,
sondern wirkt auch direkt auf die Sozial-
leistungssysteme und ihre Finanzierbarkeit
ein, wie im Folgenden skizziert wird.

3.1 TEILZEITARBEIT 

Von der Zunahme sozialversicherungs-
pflichtiger Teilzeitbeschäftigung wäre auf
den ersten Blick ein Anstieg der Finanzie-
rungsprobleme in den Sozialversiche-
rungssystemen zu erwarten, da zumindest
in den Sachleistungssystemen volle Leis-
tungen bei vergleichsweise geringen Beiträ-
gen gewährt werden (Bedarfsprinzip). Fak-
tisch ist das Anwachsen der Teilzeitbe-
schäftigung jedoch nicht für den bisher
stattgefundenen Beitragssatzanstieg ver-
antwortlich, da die Teilzeitarbeit überwie-
gend nicht Vollzeitarbeit ersetzt hat, son-
dern an die Stelle der Nichterwerbstätigkeit
(von Frauen) getreten ist. Ein beträchtli-
cher Teil der teilzeitbeschäftigten Frauen
war zuvor als Ehefrau eines Versicherten
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gen Berechnungen SVR 2004, S. 271).
Langfristig stehen den Beiträgen in der
GRV auch Ansprüche gegenüber. Hier
macht die GRV jedoch einen „guten Deal“:
Sofern die Rentenversicherungsbeiträge
nicht vom Arbeitnehmer freiwillig auf den
vollen Satz aufgestockt werden (was bis-
lang selten geschieht, wie in Abschnitt 2.2
beschrieben), gewährt sie dem Versicherten
nicht den kompletten vorgesehenen Schutz
gegen biometrische Risiken,7 wodurch die
Rendite der Beiträge von geringfügig Be-
schäftigten unter derjenigen der „norma-
len“ Versicherten liegen dürfte.

3.3 BEFRISTETE BESCHÄFTIGUNG 

Da befristete Beschäftigung zur gleichen
Versicherungs- und Beitragspflicht wie eine
vergleichbare unbefristete Beschäftigung
führt, entstehen hieraus keine unmittelba-
ren Probleme für die Finanzierung der So-
zialversicherungen. Sofern sich allerdings
an die befristete Tätigkeit eine Phase der Ar-
beitslosigkeit anschließt, kommt es – wie
generell im Falle der Arbeitslosigkeit – auf
vielen Ebenen zu Einnahmeausfällen und
Mehrausgaben für den Fiskus und die Par-
afisci. Günstig ist es für die Sozialversiche-
rungssysteme, wenn Arbeitslosigkeit durch
interne Arbeitsumverteilung vermieden
oder reduziert werden kann. Der Fiskus be-
teiligt sich in diesem Fall im Rahmen der
progressiven Einkommensbesteuerung, in-
dem er Steuerausfälle in Kauf nimmt, die
aber geringer sein dürften als die ansonsten
zu entrichtenden Arbeitslosenleistungen.

Ein wichtiges Thema im Kontext der
Kosten für die soziale Sicherung sind die
Zusammenhänge zwischen befristeter Be-
schäftigung und Gesundheit. Untersu-
chungen deuten auf erhöhten Stress und
langfristige Folgen befristeter Beschäfti-
gung (wie auch Langzeitarbeitslosigkeit)
hin (Rodriguez 1999, S. 8–10). Dies kann
zu Kostensteigerungen im Gesundheitswe-
sen führen; die Kosten der Flexibilisierung
werden externalisiert und auf die Sozial-
versicherungssysteme überwälzt. Ceteris
paribus führt befristete Beschäftigung auch
zu höheren Kosten für das System der Ar-
beitslosensicherung, da die Wahrschein-
lichkeit, dass schon nach kurzer Zeit ein
Leistungsanspruch (aufgrund eines Über-
gangs in die Arbeitslosigkeit) geltend ge-
macht wird, statistisch höher ist als bei un-
befristeter Beschäftigung (Giesecke/Groß
in diesem Heft). Entscheidend ist hier, dass
die Anspruchsdauer auf ALG I, sofern die

Schwelle von einem Beitragsjahr über-
schritten ist,8 im Wesentlichen unabhängig
von der Dauer der vorherigen Beitragszah-
lung ist. Dieser Effekt wurde bis Ende 2004
durch die Arbeitslosenhilfe weiter verstärkt.
Die negative Bilanz für das System der AV
gilt allerdings nicht, wenn angenommen
wird, dass es sich bei befristeter Beschäfti-
gung um zusätzliche Stellen handelt. Dies
ist jedoch empirisch kaum zu belegen.

Für die Finanzierungsseite der GRV ist
die Frage der Befristung im Wesentlichen
unerheblich. Innerhalb von herkömmli-
chen Betriebsrentensystemen ergeben sich
bei höherer Fluktuation durch einen höhe-
ren Anteil befristet Beschäftigter dagegen
aufgrund der Mindestvoraussetzungen zur
Unverfallbarkeit von Ansprüchen tenden-
ziell Einsparungen zu Lasten der Betroffe-
nen, die ihren Anspruch beim Ausscheiden
aus dem Betrieb verlieren.

4
Atypische Beschäftigung –
gesichert oder prekär?

Wie aus den dargestellten Zusammenhän-
gen ersichtlich, ist das Kriterium der „aty-
pischen“ Beschäftigung – als Sammelbe-
griff für vom NAV abweichender Beschäf-
tigungsformen – nur begrenzt hilfreich zur
Erklärung von Problemen der individuel-
len sozialen Absicherung wie auch der Fi-
nanzierung der Sozialleistungssysteme. Ob
die soziale Absicherung einer Person unzu-
reichend oder „prekär“ ist, hängt nicht nur
von der Art der Erwerbstätigkeit, sondern
auch von ihrer Dauer sowie vom familiären
Kontext ab.

In Bezug auf die Finanzierung der an
abhängige Erwerbsarbeit anknüpfenden
Sozialversicherungen ist, neben anderen
Faktoren, nicht die Zahl der atypischen,
sondern die Zahl der nicht sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis-
se sowie ihr Anteil an allen Arbeitsplätzen,
an der Lohnquote und am Volkseinkom-
men relevant. Problematisch ist die Tatsa-
che, dass in Deutschland die Zahl und der
Anteil sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigungsverhältnisse seit Jahren rück-
läufig sind und sozialversicherungspflichti-
ge Arbeit zunehmend durch Formen nicht-
sozialversicherungspflichtiger Erwerbsar-
beit ersetzt wird (Bach et al. 2005).

Schwierig ist es zudem, wenn auch sozi-
alversicherungspflichtige Erwerbstätigkeit

nur noch zu einem Einkommen führt, mit
dem die Erwerbstätigen – gegebenenfalls im
Familienzusammenhang – gerade „über die
Runden kommen“; treten diejenigen Risi-
ken ein, die eigentlich durch das Sozial-
versicherungssystem geschützt werden sol-
len, allen voran Arbeitslosigkeit und Alter,
reicht der erworbene Anspruch auf Lohn-
ersatzeinkommen nicht mehr aus, um Ar-
mut zu vermeiden. Die Überwälzung der
Lasten auf die steuerfinanzierte Sozialhilfe
bzw. das ALG II oder die bedarfsorientierte
Grundsicherung im Alter ist damit vorpro-
grammiert.

In ähnlicher Weise werden die Kosten
dort verschoben, wo sozialversicherungs-
pflichtige Teilzeitbeschäftigung oder ge-
ringfügige Beschäftigung durch die steuer-
liche Begünstigung der Ehe und abgeleite-
te Sicherungsformen unterstützt werden:
Sie werden zum Teil der Gemeinschaft der
Versicherten und ihrer Arbeitgeber aufge-
bürdet (Kosten für beitragsfreie Mitversi-
cherung, Hinterbliebenenrenten), zum Teil
den Steuerzahlern (Kosten für ALG II, be-
darfsorientierte Grundsicherung im Alter).

Die Legitimation der Sozialversiche-
rungen liegt u.a. in der Tatsache begründet,
dass Menschen ihre zukünftigen Bedürf-
nisse unterschätzen und aufgrund einer
hohen Gegenwartspräferenz zu wenig Vor-
sorge betreiben. Die gegenwärtige politi-
sche Strategie ermöglicht nicht nur, der Ab-
gabenbelastung durch Lücken in der Versi-
cherungspflicht (z. B. durch Ausweichen in
geringfügige Beschäftigung oder selbst-
ständige Formen der Erwerbstätigkeit) zu
entgehen, sondern sie fördert sogar die
Einsparung von Sozialbeiträgen (unter In-
kaufnahme eines verminderten Schutzes)
im Rahmen des Ausbaus von geringfügiger
Beschäftigung und nicht sozialversiche-
rungspflichtiger Selbstständigkeit. Damit
ignoriert sie die Grundprämisse der „Min-
derschätzung zukünftiger Bedürfnisse“ zu
Gunsten einer Gegenwartsorientierung.
Die Folgen – unzureichende Renten, stei-
gender Sozialhilfe-/Grundsicherungsbe-
darf – werden kollektiviert und stellen eine
Hypothek für die Zukunft dar.

7 Hierunter werden individuelle Risiken verstanden,
die das Leben und den Lebensunterhalt betreffen.
Insbesondere handelt es sich um das nicht zu kal-
kulierende Risiko des Todesfalls, der Pflegebedürf-
tigkeit, der Berufsunfähigkeit und der so genann-
ten Langlebigkeit.

8 Beitragszahlungen von unter einem Jahr führen
nicht zu Ansprüchen auf ALG I.



292 WSI Mitteilungen 5/2006

Bach, H.-U./Gaggermeier, C./Klinger, S. (2005): Sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung. Woher kommt die Talfahrt?, IAB-Kurzbericht

26, Nürnberg

Bäcker, G./Koch, A. (2003): Die Jungen als Verlierer? Alterssicherung und

Generationengerechtigkeit, in: WSI-Mitteilungen 2, S. 111–117

BMGS – Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung

(2005): Sozialbericht 2005, Berlin

Brandt, T. (2005): Mini- und Midijobs im Kontext aktivierender Arbeits-

markt- und Sozialpolitik: Konsequenzen für Arbeitnehmerrechte, den 

Arbeitsmarkt und den Zusammenhang von Wohlfahrt und Beschäftigung,

WSI-Diskussionspapier 142, Düsseldorf

Deutscher Bundestag (2002): Bericht der Bundesregierung zur Berufs-

und Einkommenssituation von Frauen und Männern, BT-Drs. 14/8952,

Berlin

Deutscher Bundestag (2006): Bericht 2005 der Bundesregierung zur

Wirksamkeit moderner Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, BT-Drs.

16/505,Berlin

Düll, N. (2002): Defining and assessing precarious employment in 

Europe: a review of main studies and services, ESOPE Project, De-

liverable 1, München

Ehler, J. (2005): Zur Entwicklung der Mini- und Midijobs, in: Deutsche

Rentenversicherung 6-7, S. 394–412

Fachinger, U./Oelschläger, A./Schmähl, W. (2004): Alterssicherung von

Selbstständigen. Bestandsaufnahme und Reformoptionen, Münster

Greß, S./Walendzik, A./Wasem, J. (2005): Nichtversicherte Personen im

Krankenversicherungssystem der Bundesrepublik Deutschland – Bestands-

aufnahme und Lösungsmöglichkeiten, Expertise für die Hans-Böckler-

Stiftung, Essen/Düsseldorf

Jahn, E. (2004): Personal-Service-Agenturen. Erste Erfolge zeichnen sich

ab, IAB-Kurzbericht 2, Nürnberg

Klammer, U. (2005): Sozialpolitische Dimensionen flexibler Arbeitszeiten

und Erwerbsbiographien, in: Seifert, H. (Hrsg.): Flexible Zeiten in der Ar-

beitswelt, Frankfurt/New York, S. 304–329

Klammer, U./Tillmann, K. (2002): Flexicurity – Soziale Sicherung und 

Flexibilisierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse, MASQT 1106, 

Düsseldorf

Koch, A./Bäcker, G. (2003): Mit Mini- und Midi-Jobs aus der Arbeits-

losigkeit? Die Neuregelungen zur Beschäftigungsförderung im unteren

Einkommensbereich, in: Sozialer Fortschritt 3, S. 94–102

Kohli, M. (2000): Arbeit im Lebensverlauf: Alte und neue Paradoxien, 

in: Kocka, J./Offe, C. (Hrsg.): Geschichte und Zukunft der Arbeit, Frank-

furt/New York

Rhein, T./Gartner, H./Krug, G. (2005): Niedriglohnsektor. Aufstiegschan-

cen für Geringverdiener verschlechtert, IAB-Kurzbericht 3, Nürnberg

RWI – Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (2004):

Aspekte der Entwicklung der Minijobs. Abschlussbericht, 05.11.2004 

Rodriguez, E. (1999): Marginal Employment and Health in Germany and

the United Kingdom: Does Unstable Employment Predict Health?, WZB-

discussion paper FS I 99–203, Berlin

Steffen, J. (2005): Rentenversicherung. Übersicht zu den Neuregelungen

ab 2005. http://www.arbeitnehmerkammer.de/sozialpolitik

SVR – Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen

Entwicklung (2004): Erfolge im Ausland – Herausforderungen im Inland,

Jahresgutachten 2004/05, Wiesbaden

LITERATUR


